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Bereits seit mehreren Jahren gibt es ein Tauziehen rund um die Tieferlegung des Salzburger 
Lokalbahnhofs. Besonders umstritten ist dabei das Ausmaß der finanziellen Beteiligung des 
Bundes an den Mehrkosten dieser Tieferlegung. Widersprüchliche Aussagen und Beschlüsse 
prägen dabei das Bild. 

Eine neue Facette hat der Salzburger VP-Bürgermeister Josef Dechant in dieses Verwirrspiel 
gebracht: Nach seiner Aussage sei es kürzlich gelungen, "eine Haltungsänderung im 
Verkehrsministerium zu bewirken" (SN, 10. November 1994). Auch ist dieser Zeitung zu 
entnehmen, daß der Bund "Bereitschaft signalisiert, 100 Mio. Schilling zu zahlen". 

Da diese Aussage Dechants äußerst unkorrekt erscheint, richten die unterzeichneten 
Abgeordneten an den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr nachstehende 

Anfrage 

1. Was bedeutet konkret die Aussage "der Bund hat Bereitschaft signalisiert, 100 Mio. 
Schilling.zu zahlen"? Entspricht diese Aussage des Salzburger Bürgermeisters den 
Tatsachen? 

2. Wann ist mit einer endgültigen Entscheidung hinsichtlich einer Mitfinanzierung des 
Bmides bei den Mehrkosten der Lokalbahn-Tieferlegung zu rechnen? 

3. Gibt es in dieser Frage entsprechende Absprachen mit dem Finanzminister? 
Wenn ja, wie lautet das Ergebnis? 

4. In einer Anfragebeantwortung (6879/AB zu 6976/J; 18. GP) sagt Finanzminister 
Lacina zu dieser Frage, "daß das Land und die Stadt Salzburg dem Bund bei anderen 
offenen Problemen entgegenkommen". Um welche offenen Fragen und Probleme 
handelt es sich dabei und gibt es in dieser Richtung bereits Zusagen durch Stadt und 
Land Salzburg? 

5. Bedeutet diese Aussage Lacinas, daß zwar der Bund - und somit auch das 
Verkehrsministerium - sich an den Mehrkosten der Lokalbahn-Tieferlegung 
beteiligen, dafür aber andere Investitionsvorhaben im Verkehrsbereich zurückgestellt 
werden? Wenn ja, welche? 
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